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Bundesgesetz über die Unternehmensjuristinnen und –juristen (Unterneh-
mensjuristengesetz, UJG) 
 

Anhörung 
 
 

Sehr geehrter Herr Furrer 
 

Wir danken Ihnen für die uns mit Brief vom 4. Mai 2009 eingeräumte Möglichkeit zur Stellung-
nahme zum oben genannten Gesetzesvorhaben, zu dem wir uns gerne wie folgt kurz äussern: 
 

Als Grund für den Erlass eines Unternehmensjuristengesetzes wird im erläuternden Bericht zum 
Vorentwurf einzig der Umstand genannt, dass mit dem Erlass des Unternehmensjuristengesetzes 
(UJG) in Bezug auf das Zeugnisverweigerungsrecht bestehende Benachteiligungen schweizeri-
scher Unternehmensjuristen (und damit auch schweizerischer Unternehmen) in Verfahren vor 
US-amerikanischen Gerichten beseitigen würden. Ob und inwieweit zurzeit eine Benachteili-
gung schweizerischer Unternehmensjuristen durch das US-amerikanische Zivilprozessrecht tat-
sächlich besteht, vermögen wir nicht abschliessend zu beurteilen – die Ausführungen im erläu-
ternden Bericht zum Vorentwurf beschränken sich darauf, einige Fallkonstellationen, in denen 
in gewissen Gliedstaaten der USA eine Benachteiligung schweizerischer Unternehmensjuristen 
gegenüber US-amerikanischen Unternehmensjuristen eintreten könnte, theoretisch zu beleuch-
ten. Wenn eine solche Benachteiligung tatsächlich besteht und ihre Tragweite den Verwal-
tungsaufwand, den ein Unternehmensjuristengesetz mit sich brächte, rechtfertigt, stellt sich die 
AIHK nicht grundsätzlich gegen den Erlass des UJG, auch wenn wir der Ansicht sind, dass sich 
schweizerische Gesetze, die sich – wie das UJG – an Personen richten, die ihre Tätigkeit haupt-
sächlich in der Schweiz ausüben, in erster Linie an den Gegebenheiten im Inland und nicht an 
denjenigen im Ausland ausrichten sollten. Dass die AIHK dem vorliegenden Gesetzesentwurf 
zustimmen kann, liegt daran, dass ein bloss fakultatives Berufsstatut geschaffen werden soll 
und dass die Anwendung des UJG in Unternehmen jedenfalls faktisch von der Zustimmung des 
Arbeitgebers abhängen soll, zumal die Unternehmensjuristen, die in den persönlichen Ge-
ltungsbereich des UJG fallen, über eine gewisse Unabhängigkeit – dank arbeitsvertraglicher 
Vorkehrungen – verfügen sollen. Zur konkreten Ausgestaltung des Vorentwurfs haben wir 
keine Ausführungen zu machen. 
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